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ANALYSEN UND BERICHTE

KOHLENKRISE

EG-Kohlepolitik unter Anpassungszwängen
Klaus Matthies, Hamburg

Die Steinkohleförderung in der EG wird in diesem Jahr zum dritten Mal nacheinander niedriger als im Vor­
jahr sein. Vor allem die deutschen Zechen mußten 1983 ihre Förderung stark einschränken. Dennoch stie­
gen die Kohlehalden weiter an. Eine Revision der Kohlepolitik scheint notwendig.

Seit der ersten Ölpreisexplosion vor zehn Jahren 
verfolgt die Energiepolitik der EG das Ziel, „durch 

rationellere Energienutzung und stärkere Diversifizie­
rung der Energieversorgung die Abhängigkeit vom Öl 
zu verringern“ '. Dazu sollte die Kohle als umfangreich­
ste heimische Energieressource der Gemeinschaft ei­
nen wesentlichen Beitrag leisten. Dies bedeutete die 
Umkehr eines lang anhaltenden Trends.

Kohle, die einst weitaus wichtigste Energiequelle Eu­
ropas und der industrialisierten Welf, hatte nämlich 
schon ab Mitte der fünfziger Jahre fortschreitend an Be­
deutung verloren. Von 1960 bis 1973 sank der Anteil der 
Steinkohle am Primärenergieverbrauch der heutigen 
EG-Länder von 60 % auf 20 %^. Anstelle von Kohle 
wurden zunehmend die billigeren und „benutzerfreund­
lichen“ Energieträger Öl und Erdgas eingesetzt. Aus 
einigen traditionellen Einsatzbereichen wurde Kohle 
fast vollständig verdrängt; im Schienenverkehr durch 
Dieselöl und elektrischen Strom, bei der Raumheizung 
durch Heizöl, Erdgas und Strom; die Erzeugung von 
Stadtgas wurde weitgehend durch Erdgasimporte ab­
gelöst.

Die Ölpreisexplosion hat diese Entwicklung deutlich 
gebremst. Der Verbrauch an Steinkohle in der EG war 
im Jahre 1982 mit 302 Mill. t nur um 2,7 % niedriger als 
1973 (vgl. Tabelle 1); bei der gleichzeitigen Abnahme 
des gesamten Energieverbrauchs stieg der Anteil der 
Steinkohle sogar leicht an. Das gilt allerdings nicht für
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Kohle aus Zechen der Mitgliedsländer; Die Förderung in 
der EG sank im selben Zeitraum um 11 % auf 241 Mill. t. 
Dagegen erhöhten sich die (Netto-)Bezüge aus Drittlän­
dern um 139 % auf 69 Mill. t. Der -  nach 1973 lediglich 
verlangsamte -  Rückgang der Kohleproduktion in der 
EG ging mit einer immer stärkeren Konzentration auf 
wenige Länder einher. So schränkten im Zeitraum 1960 
bis 1982 Großbritannien und die Bundesrepublik -  auf 
sie entfielen zuletzt 90 % der Kohleproduktion in der 
Gemeinschaft -  ihre Förderung um rd. ein Drittel, Frank­
reich und Belgien aber um zwei Drittel ein^.

Die gegenwärtig geförderten Mengen werden über­
wiegend im jeweiligen Produktionsland verbraucht. Nur 
ein geringer und im Zeitablauf schrumpfender Teil -  
1982 rd. 10 %* der Förderung -  wird ausgeführt, vor al­
lem in andere Gemeinschaftsländer. Hauptexporteur ist 
die Bundesrepublik, die üben^^iegend Kokskohle und 
Koks für die Stahlerzeugung nach Frankreich, Italien 
und den Beneluxländern liefert, gefolgt von Großbritan­
nien, das vor allem Kraftwerkskohle nach Dänemark, 
der Bundesrepublik und Frankreich exportiert.

Für alle Förderländer in der EG g ilt-wenn auch in un­
terschiedlichem Maße - ,  daß die Steinkohleproduktion 
zumindest zu einem wesentlichen Teil gegenüber Kohle 
aus vielen anderen Ländern nicht konkurrenzfähig ist. 
Die durchschnittlichen Förderkosten für Steinkohle la­
gen nach Ermittlungen der EG-Kommission 1981 zwi­
schen 90 und 120 US-S je t und damit teilweise um ein
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'  EG-Kommission: Die Rolle der Kohle in der Energiestrategie der Ge­
meinschaft, Dokument KOM (82) 31 vom 10.2.1982.

 ̂Berechnet nach Energiestatistiken von OECD und eurostat.

 ̂Nicht berücksichtigt ist Irland, das 1982 noch 60 0 001 Steinkohle (or­
derte. Bis zur Mitte der 70er Jahre wurde Steinkohle auch in den Nieder­
landen und Italien gefördert.

* Einschließlich Koks (t=t).
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Mehrfaches über den Förderkosten anderer Kohlelän­
der. Trotz höherer Belastung mit Frachtkosten ist Im­
portkohle erheblich billiger^. Angesichts der mangeln­
den Wettbewerbsfähigkeit heimischer Steinkohle so­
wohl gegenüber Ol und Erdgas als auch gegenüber 
Steinkohle von außerhalb der Gemeinschaft griffen die 
Förderländer in der Vergangenheit zu einer langen Rei­
he von Maßnahmen zugunsten des Kohlebergbaus.

Obwohl die schon 1951 gegründete Europäische Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) die Keimzelle 
der Bemühungen um eine europäische Wirtschaftsinte­
gration war, blieb Kohlepolitik faktisch weitgehend den 
einzelnen Mitgliedsländern überlassen. Dies dürfte sei­
nen Grund vor allem in den grundlegenden Interessen­
gegensätzen haben, die sich aus der unterschiedlichen 
Ausstattung mit Kohlevorkommen ergaben und die 
schon im Laufe der fünfziger Jahre mit dem Vordringen 
des Öls immer ausgeprägter wurden. Die gemein­

schaftlichen Elemente blieben daher -  anders als etwa 
auf dem Agrarmarkt -  äußerst begrenzt.

War bei Gründung der Montanunion, vor allem auf die 
Bundesrepublik zielend, noch die Vergemeinschaftung 
der Kohle im Falle einer Versorgungskrise vereinbart 
worden, so wurden später, als Gemeinschaftskohle ihre 
Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt hatte und die staatli­
che Subventionierung des Kohleabsatzes begann, nur 
in geringem Umfang Gemeinschaftshilfen eingeführt. 
Die EGKS beteiligt sich an Beihilfen zum Innergemein­
schaftlichen Kokskohlenabsatz, zu Forschungsprojek­
ten und zu Anpassungsmaßnahmen für freigesetzte Ar­
beitskräfte. Daneben spielt die Gemeinschaft aber eine 
immer wichtigere Rolle bei der Gewährung von zum Teil

 ̂Vgl. EG-Kommission: Die Rolle der Kohle, a.a.O., Anhang A; d i e s . :  
Arbeitsprogramm auf dem Gebiet der festen Brennstoffe, Dokument 
KOM (83) 54 vom 9.2.1983, S. 4 ff.; sowie lEA: World Energy Outlook, 
Paris 1982, Tabelle 6.16, S. 314.
® Vgl. EG-Kommission: Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Ra­
tes . . . ,  Dokument KOM (83) 447 vom 8.8.1983, S. 2.

Tabelle 1 
Steinkohle in der EG 

Verbrauch, Förderung und Außenhandel 1973 und 1982
(Mill. t)

Verbrauch Förderung Intra-EG-Exporte
Nettoimpone 

aus Drittländern
1973 1982 1973 1982 1973 1982 1973 1982

EG insgesamt' 
davon:

310,4 302,0 270,2 241,3 18,4 16,1 28,9 69,0

Großbritannien 133,6 111,6 130,1 121,5 2,6 5,9 1,2 2,0
Bundesrepublik 98,5 91,6 103,7 96,3 13,4 8,7 3,9 7,9
Frankreich 40,3 45,6 25,7 16,9 0.8 0,6 5,4 16,8
Belgien 17,0 16,1 8.8 6,5 0.3 0,6 3,4 8,5
Andere 21,0 37,1 1,9 0,1 1.3 0,3 15,0 33,8

' Ohne Griechenland. 
O u e 11 e : eurostat.

Tabelle 2
Staatliche Beihilfen für den Steinkohlebergbau in der Bundesrepublik, 

Frankreich und Großbritannien 1972-1982
(ohne/einschließlich Zuschüsse zur Sozialversicherung)

Bundesrepublik' Frankreich Großbritannien^
Jahr Mill, DM DM/t Mill. DM DM/t Mill. DM DM/t

1972 1240/ 4542 11/ 42 967/2323 32/ 78 0/ 175 0/ 1

1973 1693/ 5208 16/ 50 1175/2698 46/105 1571/1781 12/14
1974 1965/ 5875 20/ 58 839/2449 37/107 134/ 487 1/ 4

1975 2091/ 6327 21/ 64 934/3079 42/137 0/ 250 0/ 2

1976 2710/ 7820 28/ 81 1243/3603 57/165 50/ 317 0/ 3
1977 3575/ 9134 39/100 1560/4159 73/195 97/ 375 1/ 3
1978 5273/11372 59/126 1676/4532 85/230 453/ 730 4/ 6

1979 6679/12907 72/138 1718/4845 92/260 734/1036 6/ 9

1980 6050/12616 64/134 1721/5187 95/286 739/1139 6/ 9

1981 5756/12560 60/131 1704/5350^ 92/288^ 2065/2829 16/23
1982 4786/11582 50/120 2163/5700^ 128/337^ 1636/2539 13/21

' Einschließlich Ausgleichsabgabe nach dem 3. Verstromungsgesetz (Kohlepfennig);  ̂April bis März des folgenden Jahres; ohne Kostenausgleich 
innerhalb des Sozialversicherungssystems;  ̂Sozialversicherungsleistungen geschätzt.
Q u e l l e n :  BMWi, nach Jahresbericht 1982 des Vereins Deutscher Kohleimporteure; BMF: Finanzbericht, div. Jgg.; Geschäftsberichte von 
Charbonnages de France und National Coal Board; eurostat (Fördermengen).
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zinsvergünstigten Darlehen. Während der vergange­
nen fünf Jahre hat sie etwa ein Viertel der Investitionen 
des Steinkohlebergbaus finanziert®.

In den meisten Förderländern haben die Regierun­
gen demgegenüber mit großem Aufwand versucht, den 
Schrumpfungsprozeß im Steinkohlebergbau aufzuhal­
ten. Wichtigste Maßnahme sind nationale Subventio­
nen. Nach dem EGKS-Vertrag sind diese zwar grund­
sätzlich verboten, die Kommission hat aber 1964/65 
durch Verordnung die Grundlage für finanzielle Hilfen 
an den Bergbau geschaffen. Die Regierungen der För­
derländer haben zu verschiedenen Zeiten unterschied­
lichen Gebrauch von diesen Möglichkeiten gemacht; 
entsprechend änderte sich die Struktur der Subventio­
nen im Zeitablauf, bei insgesamt stark steigendem 
Trend (vgl. Tabelle 2). Dabei zahlen Belgien^ und 
Frankreich die höchsten und Großbritannien die niedrig­
sten Subventionen. Der Ländervergleich wird allerdings 
erschwert durch unterschiedliche organisatorische Re­
gelungen. So machen die Zuschüsse zur Sozialversi­
cherung der Bergleute in den kontinentaleuropäischen 
Ländern mehr als die Hälfte der gesamten staatlichen 
Subventionen für den Steinkohlebergbau aus. In Groß­
britannien dagegen ist der Bergbau in das allgemeine 
staatliche Sozialversicherungssystem integriert, so daß 
entsprechende Leistungen für diesen Sektor nicht sicht­
bar werden®.

Schutzmaßnahmen

iJber die Subventionierung hinaus wird die heimische 
Kohle auch durch Maßnahmen gegen andere Energie­
träger geschützt. Hierzu gehört einmal die Besteuerung 
von Heizöl; sie hat aber das Vordringen des Öls wenig 
gebremst. Von größerer Bedeutung sind in allen Förder­
ländern die Beschränkungen für Kohleimporte aus Län­
dern außerhalb der EG;

□  in der Bundesrepublik durch das Zollkontingentge­
setz sowie durch vertragliche Abnahmeverpflichtungen 
der beiden Hauptabnehmer Elektrizitätswirtschaft und 
Stahlindustrie,

□  in Frankreich als Ergebnis der Koordinierung der 
Kohleimporte mit den Absatzplanungen der Charbon­
nages de France durch die halbstaatliche Importgesell­
schaft ATIC,

'  Die Kohlesubventionen in Belgien werden für das Jahr 1980 auf 120 
DM/t ohne und 380 DM/t einschließlich Sozialversicherungszuschüsse 
geschätzt. Vgl. Report der Energy Task Force beim britischen National 
Economic Development Council, NEDC (18) 59 vom 6.11.1981 .Tabelle 
9. S. 31.

° Bei den in Tabelle 2 enthaltenen Sozialleistungen in Großbritannien 
handelt es sich um zusätzliche Leistungen an ehemalige und vorzeitig 
ausscheidene Bergleute.

’  Vgl. EG-Kommission: Die Rolle der Kohle. a.a.O.. S. 19.
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□  in Belgien durch die Erteilung von Importlizenzen,

□  in Großbritannien durch Druck seitens der Regie­
rung auf die staatlichen Unternehmen der Stahlindustrie 
und Elektrizitätswirtschaft. In der Regel beschränkt sich 
der Import hier auf Qualitäten, die aus heimischer För­
derung nicht zur Verfügung stehen.

Im Gegensatz dazu haben die Mitgliedsländer der 
EG, die keine Steinkohle fördern, die Einfuhr von Kohle 
aus Drittländern liberalisiert, und es gibt -  abgesehen 
von den genannten gemeinschaftlichen Absatzhilfen -  
keine Präferenzregelungen für Gemeinschaftskohle.

Die Wirkungen der staatlichen Maßnahmen zugun­
sten heimischer Steinkohle können nicht quantifiziert 
werden. Die bestehenden Preisunterschiede sprechen 
aber dafür, daß der Verbrauch von EG-Kohle ohne die­
se Maßnahmen wesentlich geringer und die Drittlän­
derimporte erheblich höher wären als gegenwärtig; die 
Kohleförderung und die Förderkapazitäten hätten also 
sehr viel stärker eingeschränkt werden müssen.

Der Kostennachteil der EG-Kohle entspringt vor al­
lem ungünstigen geologischen Bedingungen. Nach 
Schätzungen der EG-Kommission waren Anfang 1982 
lediglich 20 bis 25 % der Produktion voll mit Importkohle 
wettbewerbsfähig, 15 % dagegen überhaupt nicht. Der 
verbleibende Rest von 60 bis 65 % wird ebenfalls als 
derzeit nicht wettbewerbsfähig eingestuft, „allerdings 
oft nur im Grenzbereich“®, so daß hier Investitionen zur 
Produktivitätssteigerung sinnvoll sein könnten. Das 
Ziel, den Steinkohlebergbau wettbewerbsfähig zu ma­
chen, wurde allerdings schon in der Vergangenheit zu­
nehmend verfehlt, wie die steigenden finanziellen Hilfen 
und der dennoch wachsende Einsatz von Steinkohle 
aus Drittländern in der EG zeigen. Dies ist um so bemer­
kenswerter, als die Arbeitsproduktivität im Steinkohle­
bergbau der EG beträchtlich stieg, teils durch Rationali­
sierung der Produktion, teils durch Schließung der Ze­
chen mit besonders geringer Produktivität. Von 1960 bis 
1982 sank so bei einem Rückgang der Förderung um 
45 % die Zahl der im Steinkohlebergbau der EG Be­
schäftigten um zwei Drittel.

Seit Beginn der achtziger Jahre haben sich mit der 
Wachstumsstockung in den Industrieländern neue Ab­
satzprobleme ergeben. Der Stromverbrauch und damit 
der Brennstoffeinsatz in den Kraftwerken stagniert, die 
Stahlproduktion und damit der Verbrauch an Kokskohle 
in der Industrie ist stark zurückgegangen. Dies aber sind 
die beiden wichtigsten Absatzbereiche der Steinkohle. 
In der „übrigen Industrie“ , dem potentiell wichtigsten 
Sektor für eine Steigerung des Kohleverbrauchs, macht 
die Substitution anderer Energieträger durch Kohle nur 
langsam Fortschritte.
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Die Prognosen der EG-Kommission über den zukünf­
tigen Kohleverbrauch in der EG sahen noch Anfang der 
80er Jahre eine rasche Rückkehr zu einem mittelfristi­
gen Wirtschaftswachstum von rd. 3 % pro Jahr und eine 
zügige Erschließung neuer Einsatzbereiche für Kohle 
voraus. Seit 1982 sind die Schätzungen pessimisti 
scher'“ . Entsprechend haben sich die Aussichten fü 
den Absatz von EG-Kohle grundsätzlich verschlechtert 
denn es ist nicht damit zu rechnen, daß die Wettbe 
werbsfähigkelt der in der EG geförderten Steinkohle ge 
genüber der Importkohle künftig steigt.

Überlegungen zur Höhe des künftigen Verbrauchs 
von Kohle in der EG werden durch die umfangreichen 
staatlichen Inten/entionen in den Förderländern er­
schwert. Die Abschirmung der nationalen Energiemärk­
te gegen die Importkohle erleichert es dem Kohleberg­
bau, Preiserhöhungen durchzusetzen, da der andern­
falls dämpfende Einfluß der Importkohle auf das Kohle­
preisniveau in den Förderländern mehr oder weniger 
ausgeschaltet wird. Der Kohleverbrauch insgesamt wä­
re ohne derartige Inten/entionen höher als unter dem 
gegenwärtigen Marktsystem. Die Kohlepolitik der För­
derländer nimmt insoweit einen Widerspruch zu dem 
deklarierten Ziel, die Abhängigkeit vom Öl zu verrin­
gern, in Kauf.

Der künfige Einsatz von Steinkohle wird weiterhin we­
sentlich durch die Energie- und speziell Kohlepolitik der 
Förderländer bestimmt werden. Für die Aufrechterhal­
tung der Produktion in den vier Förderländern mit staat­
licher Hilfe werden als Gründe angeführt:

□  Eine erhebliche dauerhafte Einschränkung der För­
derung schafft schwerwiegende strukturelle Probleme 
für die Beschäftigung in den betroffenen Regionen, da 
ausreichende Beschäftigungsalternativen nicht in Sicht 
sind.

□  Die Steinkohlereserven sind für die EG die wichtig­
ste und für die Mehrzahl der Förderländer die einzige 
bedeutende eigene Energieressource. In dem Maße, 
wie darauf zurückgegriffen wird, erhöht sich die Versor­
gungssicherheit (Argument der Versicherungsprämie), 
zumal einmal erfolgte Zechenschließungen sich kaum 
mehr rückgängig machen lassen.

Das Argument der Versorgungssicherheit durch eige­
ne Kohle wird zumeist in so absoluter Form benutzt, daß 
dabei eine umfassende Analyse der Probleme, die mit 
der anhaltenden Subventionierung verbunden sind, 
nicht zustande kommt. Vor allem werden die Kosten der

Vgl. ebenda, S. 2 f.; sowie EG-Kommission: Energiestrategie der Ge­
meinschaft: Fortschritt und Leitlinien lür künftige Maßnahmen. Doku­
ment KOM (83) 305 vom 2.6.1983, Annex 1.

"  Dokument KOM (83) 54, KOM (83) 309 und KOM (83) 447.
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angestrebten Versorgungssicherheit vernachlässigt; in 
den Förderländern scheint die Einschätzung vorzuherr­
schen, daß dies angesichts der unsicheren Weltlage ge­
rechtfertigt ist. Die Energiepolitik müßte aber Nutzen 
und Kosten sorgfältig gegeneinander abwägen. So wä­
re zu prüfen, ob andere Vorsorgemaßnahmen, wie etwa 
die staatliche Ölbevorratung, die Versorgungssicher­
heit nicht zu erheblich niedrigeren Kosten erhöhei^, oh­
ne daß das gesamtwirtschaftliche Energiepreisniveau 
so wie gegenwärtig durch die Verwendung des heimi­
schen Energieträgers Kohle erhöht wird, ünd auch hin­
sichtlich der regionalen beschäftigungspolitischen Zie­
le, die die Kohlepolitik verfolgt, stellt sich die Frage, ob 
nicht mit insgesamt gleichem oder sogar geringerem 
Aufwand Lösungen möglich sind, die den erforderlichen 
Struktunwandel in den Bergbaugebieten fördern, statt 
ihn -  wie gegenwärtig -  zu hemmen. Längerfristig wür­
de dies Aussichten auf einen Abbau der staatlichen 
Subventionslast eröffnen.

Innerhalb der EG wird das Argument der Versor­
gungssicherheit dazu benutzt, die Länder ohne eigene 
Förderung zu einer stärkeren Beteiligung an den Kohle 
Subventionen zu bewegen. Diese Länder sind abe 
nach wie vor bestrebt, eine EG-Kohlepolitik zu verhin 
dem, die mit zusätzlichen Kosten für sie verbunden ist 
Die Subventionierung des Steinkohlebergbaus wird da 
her weiterhin vor allem von den Förderländern getragen 
werden.

Anzeichen einer Kursänderung

Zugleich mit dem Wachsen der Kohlehalden haben 
auch die längerfristigen Prognosen eines weiteren kräf­
tigen Anstiegs der Ölpreise und damit der Schaffung 
neuer Spielräume für eine Anhebung der Kohlepreise 
an Wahrscheinlichkeit verloren. Daher wird innerhalb 
der EG neuerdings verstärkt eine Kursänderung disku­
tiert. Grundsätzlich herrscht Übereinstimmung, daß die 
zu ergreifenden Maßnahmen

□  längerfristig eine Kohleförderung zu „wirtschaftli­
chen Bedingungen“ ermöglichen sollen, wie es auch 
nach den EGKS-Bestimmungen Vorbedingung für die 
Zulässigkeit nationaler Beihilfen ist;

□  die Restriktionen in der Energieverwendung vermin­
dern und die energiepolitisch erwünschten Substitu­
tionsprozesse -  „weg vom Öl“ -  nicht behindern sollen.

Nach der Vorlage eines Kommissionspapiers über 
die Rolle der Kohle in der Energiestrategie der EG hatte 
der EG-Ministerrat die Kommission im Dezember 1982 
um konkrete Vorschläge für Gemeinschaftsmaßnah­
men gebeten. Die entsprechenden Mitteilungen der 
Kommission”  enthalten Vorschläge zur verstärkten
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Verwendung von Kohle und zum innergemeinschaftli­
chen Kohlehandel, zur Modernisierung und Restruk­
turierung der Förderung, zur Haldenfinanzierung, zum 
Kohleimport aus Nicht-EG-Ländern, zum Umweltpro­
blem und zur Forschung und Entwicklung. Die Kommis­
sion beziffert die Kosten der vorgeschlagenen Maßnah­
men nicht, weist aber vorsorglich darauf hin, daß eine 
Realisierung eine wesentliche Erhöhung der Haushalts­
mittel im Kohlebereich erfordere. Schon im Hinblick auf 
die prekäre Haushaltslage der EG sowie der Mitglieds­
länder dürfte daher schließlich, wenn überhaupt, nur ein 
stark verkleinerter Maßnahmenkatalog übrig bleiben.

Entscheidend bleiben jedoch, wie schon bisher, die 
nationalen Maßnahmen in den Kohleländern. Hier 
zeichnet sich -  außer in Belgien -  eine Revision der För­
derziele ab. So hat die französische Regierung, die offi­
ziell noch an ihrem Förderziel von 30 Mill. t festhält, be­
reits beschlossen, die Kohlesubventionen nicht weiter 
zu erhöhen. Daher wird inoffiziell bereits von einer Sen­
kung der projektierten Förderung auf 15 Mill. t gespro­
chen, falls die von der nationalen Kohlegesellschaft vor­
geschlagene Schließung unrentabler Zechen und Ver­
minderung der Beschäftigtenzahl um „einige tausend“ 
ab 1984 venwirklicht wird'^.

In Großbritannien ist der „Plan for Coal" von 1974, der 
auf eine Ausweitung der Förderung hinauslief, 1983 
zum ersten Mal offiziell, nämlich vom Präsidenten des 
„National Coal Board“ , in Frage gestellt worden’ .̂ Das 
ursprüngliche Förderziel, das 170 Mill. t am Ende des 
Jahrhunderts vorsah, wird mittlerweile als zu hoch ein­
geschätzt. Zwar wird der Aufschluß neuer Produktions­
stätten fortgesetzt, um aber den Steinkohlebergbau 
wettbewerbsfähig zu machen, sollen nunmehr unrenta­
ble Zechen geschlossen werden. So ist vorgesehen, ei­
ne Förderkapazität von 12 Mill. t pro Jahr, die die größ­
ten Verluste bringt, aufzugeben’“*.

Kohlepolitik der Bundesrepublil<

Die bisher einzige offizielle Revision der Förderziele 
erfolgte in der Bundesrepublik im Zusammenhang mit 
der jüngsten Kohlerunde. Die Bundesregierung spricht 
von einer Verringerung um 10 Mill. t. Auf diese Größen­
ordnung wird nunmehr der jährliche Produktionsüber­
hang geschätzt, da der Energiebedarf auch mittelfristig 
hinter früheren Prognosen zurückzubleiben scheint. Ob 
die veränderte Tendenz ausreichend berücksichtigt ist.

Vgl. Coal Board aims Io shut pits and shed jobs, in: Financial Times 
vom 27.10.1983.

Vgl. John L l o y d :  Coal chief signals end of industry's energy plan, 
in: Financial Times vom 8.3.1983.

”  Vgl. John L l o y d :  Different views on shape of the coal industry, in: 
Financial Times vom 26.10.1983.

ist angesichts aufkommender Forderungen von Kraft­
werksbetreibern, die Abnahmeverpflichtungen aus dem 
sogenannten Jahrhundertvertrag wegen der schwa­
chen Entwicklung der Stromnachfrage zu vermindern, 
allerdings zweifelhaft.

Obwohl die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
grundsätzlich auf eine Stärkung marktwirtschaftlicher 
Mechanismen und eine Verringerung von Subventio­
nen gerichtet ist, wird der bisherige Kurs der Kohlepoli­
tik, abgesehen von der Herabsetzung des Förderziels, 
offenbar nicht wesentlich geändert. Zwar sind die Maß­
nahmen, die im Rahmen eines geplanten fünfjährigen 
Sanierungsprogramms ergriffen werden sollen, im ein­
zelnen noch nicht bekannt. Aber der Absatz deutscher 
Steinkohle wird weiterhin weitgehend durch die „Reser­
vierung“ der geschützten Marktsegmente Kraftwerke 
und Stahlindustrie bestimmt werden. An den außenwirt­
schaftlichen Bedingungen wird sich voraussichtlich 
ebenfalls wenig ändern, da die Bundesregierung weder 
den Kohleimport stärker beschränken noch den Koh­
leexport zusätzlich subventionieren will.

Sowohl in der Bundesrepublik als auch in den ande­
ren Kohleländern der EG legt die Verschlechterung der 
Staatsfinanzen in den letzten Jahren die Überlegung 
nahe, ob die Aufrechterhaltung der Kohleförderung in 
einer Größenordnung, auch wie sie sich gegenwärtig 
abzeichnet, angesichts der günstigeren Perspektiven 
für die Energiemärkte nicht eine zu hohe „Versiche­
rungsprämie“ im Vergleich zu anderen Möglichkeiten 
erfordert. Demgegenüber spielt offenbar in der Kohle­
politik das Bestreben eine entscheidende Rolle, die wirt­
schaftliche Aktivität und die Beschäftigung in den kohle­
fördernden Regionen zu stützen. Dies mag kurzfristig 
gelingen, mittelfristig allerdings -  wie schon b isher- um 
den Preis einer weiteren Verzögerung des an sich un­
vermeidbaren Strukturwandels. Zunächst bleibt dabei 
die Möglichkeit außer acht, die erforderlichen Mittel zu­
kunftsträchtiger einzusetzen. Darüber hinaus wird aber 
auch eine Verbesserung der allgemeinen Rahmenbe­
dingungen für eine Wiederbelebung des Wirtschafts­
wachstums dadurch erschwert, daß die steigenden 
Subventionen zur Stützung notleidender Wirtschafts­
zweige die erforderliche Konsolidierung der Staatsfi­
nanzen behindern. Andererseits werden gerade die zu­
nehmenden haushaltspolitischen Zwänge in den Kohle­
ländern der EG die finanziellen Spielräume zur Stüt­
zung der Kohleförderung zunehmend einengen. Ob 
sich daraus eine Tendenz zur Einführung von mehr 
marktwirtschaftlichen Elementen auf dem Kohle- und 
damit Energiemarkt ergibt, ist allerdings angesichts der 
vielfältigen Ansätze für staatliche Regulierungen frag­
lich.
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